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Zur Rechtsgeschichte  
des §  35 BauGB
Ausgewählte Entwicklungsschritte der Gesetzgebung  
zum Bauen im Außenbereich

§ 3 BauRegVO schränkte damit die Bautätigkeit im Außen-
bereich weitgehend ein. Dies geschah zum einen im Inter-
esse einer Freihaltung des Außenbereichs, wie sich in Ab-
satz 1 der Vorschrift andeutet. Diesem liegt die Vorstellung 
zugrunde, dass eine Bautätigkeit außerhalb der Baugebiete 
oder des Bebauungszusammenhangs potenziell einer ge-
ordneten Entwicklung des Gemeindegebiets oder einer ge-
ordneten Bebauung zuwiderläuft. Vor allem aber zielte die 
Beschränkung der Außenbereichsbebauung auf eine effizi-
ente Konzentration von Infrastruktur, wie Absatz 2 zeigt. 
Die Wirtschaftlichkeit der Bodennutzung war also zentra-
les Motiv der in ihrer Tendenz restriktiven Regelung. Erfüll-
te ein Vorhaben die verwandten unbestimmten Rechtsbe-
griffe, war für den Regelfall vorgesehen, die baupolizeiliche 
Genehmigung zu versagen („soll“).

§ 3 BauRegVO enthielt freilich kein absolutes Bauver-
bot. Der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
zufolge mussten bestimmte Vorhaben auch außerhalb von 
Baugebieten und außerhalb des Bebauungszusammen-
hangs genehmigt werden. So führte das Gericht in BVerw-
GE 4, 124 (126) aus:

„§ 3 BauRegVO bezweckt nicht, die Errichtung von Bau-
ten in der freien Landschaft überhaupt zu unterbinden. 
Dies wäre durch den Zweck der Vorschrift, den Charak-
ter der sog. Außengebiete nach Möglichkeit zu erhalten, 
nicht erfordert und lag daher auch nicht in der Absicht 
der BauRegVO, die den Grundsatz der Baufreiheit ja 
auch nicht aufgegeben hat.“

Deshalb stufte die Rechtsprechung bestimmte Vorhaben 
als zulässig ein. Dies betraf erstens „der Landschaft we-
sensgemäße“ Vorhaben, die der „naturgegebenen Boden-
nutzung“ dienten, soweit ihnen öffentliche Interessen nicht 
entgegenstanden. Für genehmigungsfähig erachtete das 
Bundesverwaltungsgericht danach bspw. „echte Landar-
beitersiedlungen“ (BVerwG, DVBl. 1961, 476), nicht dage-
gen aber etwa eine Raststätte in den Alpen (BVerwGE 4, 
124 [126]). Zweitens sollten solche Vorhaben im Außen-
bereich zulässig sein, die aufgrund ihrer Eigenart, insbeson-
dere aufgrund ihres Nutzungszwecks oder aufgrund ihrer 
Wirkung auf die Umgebung nicht innerhalb der bebauten 

Eine Diskussion über die Reformbedürftigkeit des gelten-
den § 35 BauGB erfordert eine Vergewisserung über die 
Entstehungshintergründe, die gesetzgeberischen Motive 
und die Entwicklung des Normtextes. Denn nur so lassen 
sich informiert eventuelle Fehlentwicklungen identifizieren 
und lässt sich beurteilen, ob gewandelte tatsächliche Ver-
hältnisse zu einer Neubewertung der gesetzlichen Rege-
lung und zu Reformvorschlägen führen sollten. Deshalb 
möchte dieser Beitrag im (rechts-)historischen Rückblick 
zentrale Entwicklungsschritte und Entwicklungslinien der 
Gesetzgebung zum Bauen im Außenbereich nachzeichnen. 
Dabei müssen sich allerdings die Ausführungen auf ausge-
wählte, besonders wichtige Wegmarken beschränken. 
Denn weil § 35 bei praktisch jeder Novelle des Bundesbau-
gesetzes (BBauG) bzw. des Baugesetzbuches (BauGB) – 
mal mehr, mal weniger – geändert wurde, wäre es unmög-
lich, hier auf sämtliche Details einzugehen.

Zur Vorgeschichte: 
die Bauregelungsverordnung von 1936
§ 35 BauGB hat seinen Vorläufer in § 3 Bauregelungsverord-
nung (BauRegVO) von 1936, der erstmals für das gesamte 
damalige Reichsgebiet eine Regelung zur Zulässigkeit von 
Bauvorhaben im Außenbereich traf. Die BauRegVO galt bis 
zu ihrer Aufhebung durch das BBauG 1960 als Bundesrecht 
neben den Aufbaugesetzen der Länder fort. § 3 BauRegVO 
bestimmte:

„(1) Für bauliche Anlagen, die außerhalb von Baugebie-
ten oder, soweit solche nicht ausgewiesen sind, außer-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils ausge-
führt werden sollen, soll die baupolizeiliche Genehmigung 
versagt werden, wenn ihre Ausführung der geordneten 
Entwicklung des Gemeindegebiets oder einer ordnungs-
gemäßen Bebauung zuwiderlaufen würde.“

„(2) Dies gilt namentlich für bauliche Anlagen, deren 
Ausführung unwirtschaftliche Aufwendungen für Stra-
ßen und andere Verkehrsanlagen, Schulversorgung, Poli-
zei- und Feuerschutz oder sonstige öffentliche Aufgaben 
erfordern oder deren Benutzung besondere wirtschaftli-
che Schwierigkeiten für die Bewohner ergeben würde.“
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Ortslage errichtet werden konnten oder die an einen 
Standort außerhalb der Baugebiete gebunden waren. Für 
die Alpen-Raststätte war auch dies zu verneinen (BVerwGE 
4, 124 [128]). Doch wäre etwa – um im Bilde zu bleiben – 
ein Bergwachtstützpunkt genehmigungsfähig gewesen: 
Wo sonst sollte dieser errichtet werden, wenn nicht im Au-
ßenbereich?

§35 Bundesbaugesetz (BBauG) 1960
Bei Erlass des Bundesbaugesetzes im Jahre 1960 knüpfte 
§35 BBauG an § 3 BauRegVO und insbesondere auch an die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts an. In Ab-
satz 1 des § 35 BBauG 1960 sind deutlich die von der Recht-
sprechung konturierten Maßstäbe zu erkennen, besonders 
die dem Außenbereich als „wesensgemäß“ zugeordnete 
Landwirtschaft (Nr. 1, 2) und die aus Gründen der Ortsge-
bundenheit oder ihres Verhältnisses zur Umgebung dem 
Außenbereich zugewiesenen Vorhaben (Nr. 3, 4):

„(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, 
wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die 
ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es
1.	einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient

und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche
einnimmt,

2.	einer Landarbeiterstelle dient,
3.	dem Fernmeldewesen, der öffentlichen Versorgung

mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser, der Abwas-
serwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerbli-
chen Betrieb dient oder

4.	wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umge-
bung, wegen seiner nachteiligen Wirkung auf die Umge-
bung oder wegen seiner besonderen Zweckbestim-
mung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll.“

Aber auch die Absätze 2 und 3 des § 35 BBauG 1960 spie-
gelten Ansätze wider, die bereits in § 3 BauRegVO und in 
der Rechtsprechung enthalten waren:

„(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen 
werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentli-
che Belange nicht beeinträchtigt.

(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt 
insbesondere vor, wenn das Vorhaben unwirtschaftli-
che Aufwendungen für Straßen und andere Verkehrs-
einrichtungen, Versorgungs- und Abwasseranlagen, für 
die Sicherheit, Gesundheit oder für sonstige Aufgaben 
erfordert, die Wasserwirtschaft gefährdet, das Ortsbild 
verunstaltet oder die natürliche Eigenart der Landschaft 
beeinträchtigt oder wenn die Entstehung einer Splitter-
siedlung zu befürchten ist. Auf Maßnahmen zur Verbes-
serung der Agrarstruktur ist besonders Rücksicht zu 
nehmen.“

Absatz 2 enthielt zwar gegenüber dem als Soll-Vorschrift 
konzipierten § 3 Abs. 1 BauRegVO insofern eine gewisse Lo-
ckerung, als die regelmäßige Versagung der Genehmigung 
durch die grundsätzliche Möglichkeit der Genehmigung im 

Einzelfall abgelöst wurde. Doch stand die Genehmigungsfä-
higkeit unter dem allgemeinen Vorbehalt, dass öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigt werden. Deutlich erkennbar 
sind in Absatz 3 auch die wirtschaftlichen Motive einer Be-
schränkung der Außenbereichsbebauung, wie sie auch § 3 
Abs. 2 BauRegVO zugrunde lagen. Allerdings hob § 35 Abs. 3 
BBauG 1960 mit dem öffentlichen Belang der „natürliche(n) 
Eigenart der Landschaft“ einen Schutzzweck hervor, der in 
§ 3 BauRegVO noch nicht als solcher erkennbar gewesen
war. Der Gesetzgeber des BBauG 1960 verfolgte mit seiner 
damaligen Konzeption des § 35 das Anliegen, eine „wilde 
und planlose Besiedlung und Bebauung“ des Außenbe-
reichs zu verhindern, und zielte auf eine größtmögliche 
Freihaltung des Außenbereichs von Bebauung sowie auf 
die Erhaltung des landwirtschaftlichen und naturverbunde-
nen Charakters des Außenbereichs. Er ging von dem „be-
währten und für die geordnete städtebauliche Entwicklung 
unverzichtbaren Grundsatz“ aus, dass „die bauliche Nut-
zung eines Grundstücks im Baugebiet die Regel, im Außen-
bereich die Ausnahme ist“ (BT-Drs. 2/3028, S. 93 f.).

§ 35 BBauG 1960 schuf die Grundlage und auch die
zentralen Grundstrukturen unseres heutigen § 35 BauGB. 
Die Vorschrift führte erstmals den Begriff des Außenbe-
reichs bundesrechtlich ein. Zuvor war vor allem in der Recht-
sprechung von „Außengebieten“ die Rede gewesen. Insbe-
sondere begründete § 35 BBauG 1960 in den Absätzen 1 und 
2 die grundsätzliche Unterscheidung von privilegierten und 
sonstigen Vorhaben. Bei der Schaffung der Privilegierungs-
tatbestände in § 35 Abs. 1 BBauG 1960 ist die Anknüpfung an 
die Rechtsprechung insbesondere des Bundesverwaltungs-
gerichts deutlich erkennbar. Durch die Formulierung „entge-
genstehen“ in Absatz 1 anstelle des in Absatz 2 gewählten 
bloßen „Beeinträchtigens“ hat der Gesetzgeber die privile-
gierten Vorhaben bewusst gegenüber den „sonstigen“ be-
vorzugt. Denn das „Entgegenstehen“ erfordert eine Abwä-
gung zwischen dem Interesse an der Vorhabenverwirklichung 
und den berührten öffentlichen Belangen. Dabei handelt es 
sich, wie das Bundesverwaltungsgericht in der Folgezeit her-
ausarbeitete, um eine sog. nachvollziehende Abwägung, d. h. 
die Genehmigungsbehörde vollzieht lediglich die gesetzge-
berischen Wertungen nach und trifft keine eigene Gewich-
tung. Hierin liegt der Unterschied zur planerischen Abwä-
gung. Deshalb ist das Gewicht der gesetzlichen Privilegierung 
besonders zu berücksichtigen (BVerwGE 28, 148 [151]; vgl. 
auch BVerwGE 115, 17 [24 f.] m. w. N.). Schließlich enthielt 
der Absatz 3 des § 35 BBauGB 1960 eine mit § 3 Abs. 2 Bau-
RegVO vergleichbare beispielhafte – also nicht abschließen-
de („insbesondere“) – Aufzählung öffentlicher Belange, die 
sowohl den privilegierten als auch den sonstigen Vorhaben 
entgegengehalten werden konnten.

Ausgewählte Entwicklungen der BBauG- und 
BauGB-Novellen
Die mit § 35 BBauG 1960 geschaffene Regelung zum Bauen 
im Außenbereich erfuhr im Zuge der verschiedenen Novel-
lierungen des BBauG, später des BauGB, mannigfache text-
liche Änderungen und Erweiterungen. An dieser Stelle las-
sen sich nur einige zentrale Entwicklungslinien herausgreifen 
und grob skizzieren.
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Die Einführung der sog. begünstigten Vorhaben 
Weil dem Gesetzgeber die bisherige Regelung zu restriktiv 
erschien, wurden 1976 durch das BBauG zusätzliche Ge-
nehmigungsmöglichkeiten für sonstige Vorhaben nach 
§ 35 Abs. 2 BBauG geschaffen (vgl. BT-Drs. 7/2496, S. 49 
und BT-Drs. 7/4793, S. 35 f.). Bis dahin genossen gewach-
sene Siedlungs- und Bebauungsstrukturen im Außenbe-
reich nur Bestandsschutz, konnten sich jedoch kaum bau-
lich weiterentwickeln, weil sie nach § 35 Abs. 2 BBauG 1960 
in aller Regel unzulässig waren. Der Strukturwandel der 
Landwirtschaft und ein Bedürfnis zur Umnutzung ehemals 
landwirtschaftlich genutzter Gebäude zum Beispiel zu 
Wohnzwecken veranlassten den Gesetzgeber zur Einfüh-
rung der Absätze 4-7 durch das BBauG 1976. Den dort er-
fassten sogenannten begünstigten Vorhaben konnten fol-
gende öffentliche Belange nicht entgegengehalten 
werden: die Darstellungen des Flächennutzungsplans oder 
eines Landschaftsplans, die Beeinträchtigung der Eigenart 
der Landschaft oder die Entstehung, Verfestigung oder Er-
weiterung einer Splittersiedlung. Diese Begünstigung be-
stimmter Vorhaben führte zur ersten erheblichen Erweite-
rung des Normtextes des § 35 BBauG. Sie eröffnete zudem 
erweiterte Realisierungschancen für Vorhaben, die nicht 
durch § 35 Abs. 1 BBauG privilegiert und deswegen im Au-
ßenbereich grundsätzlich unzulässig waren. Doch knüpfte 
der Gesetzgeber hierbei an die Gewachsenheit der betref-
fenden Siedlungs- und Bebauungsstrukturen und damit an 
eine Wertung an, welche die sogenannten begünstigten 
Vorhaben zumindest in die Nähe der privilegierten rückt.

Ausweitung der Privilegierungstatbestände
Auf die Privilegierungstatbestände kann hier nur kursorisch 
eingegangen werden. Auffällig ist nicht nur die quantitative, 
sondern insbesondere auch die qualitative Zunahme der 
Privilegierungen im Normtext des § 35 BBauG/BauGB. § 35 
BBauG 1960 beschränkte sich noch auf lediglich vier Privi-
legierungstatbestände: die „außenbereichstypische“ Land- 
und Forstwirtschaft, die öffentliche Versorgung, ortsge-
bundene Gewerbebetriebe sowie im Außenbereich 
„gesollte“ Vorhaben. Hinter diesen Privilegierungen stand 
die Wertung, dass die betreffenden Vorhaben entweder 
traditionell zum Erscheinungsbild des Außenbereichs ge-
hören oder aber ausschließlich im Außenbereich errichtet 
werden können und deshalb dort zu tolerieren oder „hinzu-
nehmen“ sind.

Insbesondere im Bereich der erneuerbaren Energien 
ist aber eine vermehrte Einführung von Privilegierungen zu-
gunsten nicht „außenbereichstypischer“ – womöglich sogar 
„außenbereichsinadäquater“ – Vorhaben zu beobachten. 
Dies nahm seinen Anfang im Jahre 1997 mit der Privilegie-
rung von Windenergieanlagen (und Wasserkraftanlagen, 
jetzt § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Zuvor hatte das Bundesver-
waltungsgericht die Außenbereichsinadäquanz der Wind-
energiegewinnung in BVerwGE 96, 95 (99) deutlich hervor-
gehoben: „Anlagen der Energieerzeugung gehören nach der 
erkennbaren Gesetzeskonzeption nicht typischerweise zum 
Erscheinungsbild des Außenbereichs.“ Um dennoch Wind-
energieanlagen ohne besondere Bebauungsplanung errich-
ten zu können, wurde ein neuer Privilegierungstatbestand 

geschaffen. Im Jahre 2004 wurden Biomasseanlagen im Zu-
sammenhang mit einem land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) privilegiert. Vor dem Hin-
tergrund des Strukturwandels der Landwirtschaft sollten 
dadurch zusätzliche Einnahmequellen für Land- und Forst-
wirte ermöglicht werden. Mit der Klimaschutznovelle von 
2011 wurden schließlich auch Solaranlagen an bzw. auf zu-
lässigerweise genutzten Gebäuden privilegiert (§ 35 Abs. 1 
Nr. 8 BauGB). Insgesamt lassen diese Privilegierungstatbe-
stände zugunsten der erneuerbaren Energien einen gewis-
sen Funktionswandel der Privilegierung erkennen: Diese 
stellt nicht mehr eine bloße „Duldung“ oder „Hinnahme“ 
bestimmter außenbereichstypischer oder außenbereichs-
notwendiger Vorhaben dar, sondern zielt auf die Förderung 
der Verwirklichung „außenbereichsfremder“ Vorhaben.

Zur Entwicklung des Belange-Katalogs 
Im Hinblick auf die öffentlichen Belange nach § 35 Abs. 3 
BauGB, die sowohl privilegierten als auch sonstigen Vorha-
ben entgegengehalten werden können, lässt sich feststel-
len, dass sich der bereits in § 3 Abs. 2 BauRegVO und § 35 
Abs. 3 BBauG 1960 lediglich beispielhafte, nicht abschlie-
ßende Charakter des Belange-Katalogs („namentlich“ bzw. 
„insbesondere“) bis heute erhalten hat. Es kommen dem-
entsprechend auch sog. unbenannte öffentliche Belange 
als Genehmigungshindernis in Betracht, wie dies bspw. für 
das bebauungsrechtliche Planungserfordernis oder in Auf-
stellung befindliche Ziele der Raumordnung anzunehmen 
ist. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass der 
CDU/CSU-Fraktionsentwurf zum BBauG 1979 für eine ab-
schließende Regelung der öffentlichen Belange plädierte, 
außerdem die Verfestigung einer Splittersiedlung aus dem 
Belange-Katalog streichen und die Erweiterungsmöglich-
keiten von Wohngebäuden und Gewerbebetrieben im Au-
ßenbereich ausdehnen wollte (BT-Drs. 8/1970). Dieser 
Vorschlag hätte gewiss das ursprüngliche Anliegen des 
§ 35, den Außenbereich so weit wie möglich von Bebauung 
freizuhalten, merklich relativiert. Er konnte sich im Gesetz-
gebungsverfahren denn auch nicht durchsetzen.

Eine strukturell ausgesprochen wichtige Entwicklung 
im Bereich der öffentlichen Belange stellt die vermehrte 
Einbeziehung planerischer Festlegungen in die Zulassungs-
entscheidung nach § 35 Abs. 1 und 2 BauGB dar. Das BauGB 
1986 intensivierte die Verbindlichkeit der Ziele der Raum-
ordnung (§  3 Abs. 1 Nr. 2 ROG) für die bodenrechtliche 
Ebene der Vorhabenzulassung – zuvor waren die Ziele le-
diglich als öffentliche Belange berücksichtigungsfähig und 
unterlagen somit der sog. nachvollziehenden Abwägung. 
Die nunmehr in § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB verortete Rege-
lung statuiert in ihrem Halbsatz 1 zum einen eine „negative“ 
Wirkung der Ziele: (raumbedeutsame) Vorhaben dürfen 
Zielen nicht widersprechen. Andererseits aber begründet 
Halbsatz 2 der Vorschrift auch eine „positive“ Wirkung der 
Ziele für die nach Absatz 1 privilegierten Vorhaben: öffent-
liche Belange stehen diesen nicht entgegen, soweit sie im 
Rahmen der Zielfestlegung abgewogen worden sind. Das 
BauROG 1998 führte schließlich zugleich mit der Privilegie-
rung der Windenergie den heute in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
geregelten Planvorbehalt ein: Öffentliche Belange stehen 
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Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2-6 in der Regel entgegen, so-
weit für diese Vorhaben im Flächennutzungsplan oder 
durch Raumordnungsziele eine Ausweisung an anderer 
Stelle erfolgt ist. Damit wollte der Gesetzgeber den Ge-
meinden und den Trägern der Regionalplanung Steue-
rungsmöglichkeiten einräumen, insbesondere um einer 
unkontrollierten Ansiedlung privilegierter Vorhaben – spe-
ziell von Windkraftanlagen – im gesamten Außenbereich 
vorzubeugen und die betreffenden Vorhaben räumlich an-
gemessen konzentrieren zu können (BT-Drs. 13/4978, 
S. 7).

Der Außenbereich im Zielkonflikt
Als Fazit dieses sehr verkürzten Überblicks über die Entste-
hung und Entwicklung des § 35 BauGB lässt sich als Erstes 
ein enormes Anwachsen des Normtextes festhalten. Ver-
sucht man, die verschiedenen gesetzgeberischen Aktivitä-
ten aus Sicht des Außenbereichsschutzes zu bewerten, so 
fällt eine „starke These“ schwer. Vielmehr sind stets gegen-
läufige Bewegungen, Öffnungen und Restriktionen der Au-
ßenbereichsbebauung zu verzeichnen. Der Gesetzgeber 
will einerseits neuen Baubedürfnissen im Außenbereich 

Rechnung tragen, die sich bspw. aus dem Strukturwandel 
der Landwirtschaft oder den Entwicklungen im Bereich der 
erneuerbaren Energien ergeben, andererseits stets auch 
am Schutz des Außenbereichs festhalten. Aus rechtswis-
senschaftlicher Sicht ist in diesem Zusammenhang wichtig 
zu betonen, dass der Außenbereich nach der Konzeption 
des BauGB ein reiner Rechtsbegriff ist, für den ein schlich-
tes Ausschlussprinzip gilt: Alles was nicht (qualifiziert) be-
planter Bereich (§ 30 Abs. 1 BauGB) oder unbeplanter In-
nenbereich (§  34 BauGB) ist, ist Außenbereich. Deshalb 
dürfen in die rechtliche Betrachtung des Bauens im Außen-
bereich nicht Vorstellungen von „unberührter Natur“ oder 
„Idylle“ einfließen, die man allgemein mit dem Außenbe-
reich womöglich assoziiert.
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